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Entwurf eines Neunten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Verteidigungsauschusses) 


A. Problem 

Der Mangel an langdienenden Sanitätsoffizieren (Ärzten, Zahn- 
ärzten, Tierärzten und Apothekern) ist besorgniserregend und 
steigt weiter. Zur Zeit sind nur etwa 42 Vo der Dienstposten mit 
langdienenden Sanitätsoffizieren besetzt. Bei Anhalten der 
jetzigen Tendenz werden im Jahr 1980 nur noch ca. 34 Vo dieser 
Stellen mit aktiven Sanitätsoffizieren besetzbar sein. 


B. Lösung 

Zur Gewinnung ausreichenden Nachwuchses soll daher eine 
eigene Sanitätsoffizierlaufbahn geschaffen werden, bei der die 
Sanitätsoffiziersbewerber innerhalb des Dienstverhältnisses 
unter Zahlung eines Ausbildungsgeldes zum Studium beurlaubt 
werden. 


C. Alternativen 

Der Bundesrat hat gewisse Bedenken gegen die Höhe des Aus- 
bildungsgeldes erhoben wegen der Relation zu den Beträgen 
der allgemeinen Studentenförderung und den Unterhaltszu- 
schüssen für Beamte des Vorbereitungsdienstes. Nachdem sich 
aber alle bisherigen Maßnahmen als nicht ausreichend erwie- 
sen haben, erscheint keine andere Lösung erfolgversprechend. 


D. Kosten 

Von ca. 104 000 DM im Jahr 1970 auf ca. 2 068 000 DM im Jahr 
1977 ansteigend, ab 1977 gleichbleibend. 
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Schriftlicher Bericht 

des Verteidigungsausschusses 
(11. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Neunten Gesetzes zur Änderung des Soldatengesetzes 

— Drucksache VI/507 — 


A. Bericht des Abgeordneten Biehle 


I. Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf in 
seiner 39. Sitzung am 18. März 1970 in erster 
Lesung behandelt und an den Verteidigungsaus- 
schuß federführend sowie an den Haushaltsaus- 
schuß nach § 96 GO überwiesen. 

Der Innenausschuß hat in seiner Sitzung am 
16. April 1970 den Gesetzentwurf gutachtlich bera- 
ten und dem Verteidigungsausschuß empfohlen, den 
Gesetzentwurf unverändert anzunehmen. Der Haus- 
haltsausschuß wird seine Stellungnahme gesondert 
vorlegen. Der Verteidigungsausschuß hat den Ent- 
wurf in seiner 12. Sitzung am 23, April 1970 ein- 
stimmig gebilligt. 


II. Zu dem Ausschußbeschluß 

Die Laufbahn der Sanitätsberufsoffiziere wird 
durch den Entwurf neu geregelt. 

Bisher traten die Sanitätsoffiziere ausschließlich 
nach Beendigung ihres außerhalb der Bundeswehr 
durchgeführten Studiums in die Bundeswehr ein. 
Diese Übung hat sich als nicht attraktiv genug 
erwiesen. 

Es besteht heute bereits ein bedeutendes Fehl an 
Berufssanitätsoffizieren. Die ärztliche Versorgung 
der Truppe könnte bei gleichbleibender Entwicklung 
nicht aufrechterhalten werden. Schon zur Zeit sind j 
nur etwa 42 Vo der Dienstposten — im ärztlichen | 


Dienst nur etwa 36 'Vo — mit Zeit- und Berufssani- 
tätsoffizieren besetzt. Bei anhaltend rückläufiger 
Tendenz wird befürchtet, daß der Anteil an aktiven 
Sanitätsoffizieren bis 1980 auf etwa 32 ^/o und an 
Offizieren des ärztlichen Dienstes auf etwa 27 ^/o 
zurückgeht. 

Der Entwurf eröffnet die Möglichkeit, geeignete 
Sanitätsoffiziersbewerber zum Studium zu beurlau- 
ben und sie nach beendetem Studium zu Berufsoffi- 
zieren zu ernennen. Parallel zum Studium werden 
diese Soldaten militärisch ausgebildet und erfüllen 
entsprechend ihrem fortschreitenden Studium Funk- 
tionen in Sanitätseinheiten, bei denen sie während 
der Semesterferien Dienst leisten. 

Während des Studiums befinden sich die Sanitäts- 
offiziersbewerber im Zeitsoldatenverhältnis und 
sind unter Fortfall der Geld- und Sachbezüge beur- 
laubt. Diese Regelung ist notwendig, um die Mög- 
lichkeit zu haben, von Bewerbern, die nach beende- 
tem Studium nicht Berufssoldat werden wollen, das 
Ausbildungsgeld zurückzufordern. Dienstbezüge 
können nicht zurückverlangt werden. 

Der Bundesrat hat zur Höhe des Ausbildungsgel- 
des keine Einwendungen erhoben, sondern nur 
gebeten, die vorgesehene Höhe zu überdenken. Von 
der doppelten Funktion der zum Studium beurlaub- 
ten Soldaten her ist es gerechtfertigt, ein Ausbil- 
dungsgeld zu zahlen, das geringfügig über den 
Unterhaltszuschüssen für Beamte im Vorbereitungs- 
dienst liegt. Auch kann das Gesetz ohne Bedenken 
rückwirkend in Kraft treten, denn die Zahl der 
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bereits im Truppenversuch studierenden Soldaten 
ist gering, und zudem läuft der Truppenversuch im 
Einvernehmen mit dem Verteidigungsausschuß. 

Der Verteidigungsausschuß glaubt, daß sich durch 
dieses Gesetz der Mangel an Berufssanitätsoffizie- 
ren verringern lassen wird, so daß die ärztliche 
Versorgung der Soldaten, auf die diese einen ge- 
setzlichen Anspruch haben, in Zukunft gesichert sein 
wird. 


Bonn, den 23. April 1970 


Biehle 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/507 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 23. April 1970 


Verteidigungsausschuß 


Dr. Zimmermann 

Vorsitzender 


Biehle 

Berichterstatter 
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